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Mitglieder-Info Nr. 26/2011 

 
Urteil des BSG zur Frage der atypischen Bedarfslage n im Sinne des § 73 SGB XII 

hier: Urteil des BSG vom 15.12.2010, Az. B 14 AS 44/09 R 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bereits mit der Mitglieder-Info 88/2010 hatte ich Ihnen den Terminbericht des o. g. Verfah-
rens zur Kenntnis übersandt. Der Senat hatte die Frage zu entscheiden, ob dem Schwer-
behinderten (Beinamputierten) erwerbsfähigen Kläger ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 4 
SGB II oder in analoger Anwendung ein Mehrbedarf nach § 28 Abs. 1 Nr. 4 SGB II zu-
steht. Dies hat der Senat verneint aber nicht ausgeschlossen, dass ein eventueller Mehr-
bedarf durch § 73 SGB XII zu decken wäre. Dabei stellt der Senat aber ausdrücklich fest, 
dass soweit der Kläger Kosten für Behandlungen anführt, die die medizinisch notwendige 
Krankenbehandlung betreffen, er sich als nach dem SGB V gesetzlich Versicherter auf 
§ 27 Abs. 1 SGB V verweisen lassen muss. 

Ich habe die Entscheidung als Anlage beigefügt und darf zur weiteren Begründung darauf 
verweisen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 
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